
Zwei Jahre Krieg in Gaza
Seit dem 7. Oktober 2023 herrscht in
Gaza ein schrecklich leidvoller Krieg –
und die Schweiz mischt weiter munter
mit – Waffenstillstand hin oder her. 
Eine Schande. SEITE 7

Mit Kanonen auf Spatzen
Was Merz, Eisenhower, Bührle, Bob Dylan
und BlackRock mit dem militärisch-indus-
triellen Komplex zu tun haben. SEITE 4

Armee und Influencer
Die Schweizer Armee arbeitet mit Influen-
cern zusammen, um die Rekrutenschule
zu beschönigen und die Jugend kriegs-
tüchtig zu machen. Ein Paradebeispiel
von Militarisierung. SEITE 6
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Liebe Leser*innen

Ich gebe es zu: Ich bin kein Zahlenmensch.

Aber wenn die Rüstungslobby vom eigenen

«Untergang» spricht und schon alleine die

Schweizer Rheinmetall-Töchter letztes Jahr

Exportbewilligungen im Wert von über 1.5

Milliarden Franken eingeholt haben, dann

haben die Rüstungskonzerne unser Mitleid

nicht verdient. Vielmehr verdienen es jene,

die durch Schweizer Waffen täglich getötet

werden. Der neue Rüstungsreport der Wo-

chenzeitung (WOZ) bringt hier einmal mehr

Licht ins Dunkel. Wir dur ften den Leitartikel

ihrer diesjährigen Recherche abdrucken

(Seite 5). 

Bleiben wir bei den Zahlen: Über 5’000 Fran-

ken haben wir mit unserem Fundraising ge-

gen die Elbit-Drohnen eingenommen (Seite

5). Seit 2 Jahren tobt der unendlich leidvolle

Krieg und Genozid in Gaza (Seite 7). Etwa

95 Vollzeitstellen hat die Kommunikations-

abteilung des VBS, das zusätzlich noch junge

Influencer*innen bezahlt, um unserer Jugend

den Krieg schmackhaft zu machen. Unsere 8

teilzeitangestellten GSoA-Sekretär*innen fin-

den das geschmacklos (Seite 6). Und nicht

zuletzt sind wir nun seit bald 18 Monaten

am Unterschriften sammeln. Auch hier geht

es um Zahlen: Wegen den vielen Ungültigen

brauchen wir 128'000 für die  Atomwaffen-

verbots-Initiative und nochmals je etwa

60’000 für das Zivi-Referendum und das

Korrektur-Referendum (Seite 2). 

Mein Tipp: Damit ihr die Zahlen nicht durch-

einanderbringt, lest die Artikel sorgfältig und

der Reihe nach. Spannend sind sie allemal.

In diesem Sinne viel Spass und danke für

eure Unterstützung!

Joris Fricker

für das Redaktionsteam
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Die ENAAT-Treffen haben Tradition. Eben-
so ihr Ablauf. Freitag: Öffentliches Podium.
Samstag: Country Reports aller Teilnehmenden,
Austausch und Diskussion spezifischer Frage-
stellungen. Geselliges Abendessen. Sonntag:
Diskussion weiterer Themen und gemeinsamer
Ausblick. Ebenso Tradition hat die Teilnahme
der GSoA. Dies, obwohl die GSoA sich durch-
aus in einigen Aspekten von den anderen teil-
nehmenden Organisationen unterscheidet.
Während die GSoA bekanntlich primär politi-
sches Campaigning im Themenbereich der Frie-
dens- und Sicherheitspolitik betreibt und kon-
krete Initiativen und Referenden zu führen
fähig ist, leisten viele der ENAAT-Organisa-
tionen klassische Investigativ- und Recherche-
arbeit. Die diesjährige Gastgeberorganisation

Vernetzung in herausfordernden Zeiten 
ENAAT-TREFFEN

CAAT (Campaign Against Arms Trade) veröf-
fentlichte so vor wenigen Wochen ein gut 30-
seitiges Dokument, das feinsäuberlich aufzeigt,
wie das Vereinigte Königreich Israels Genozid
in Gaza unterstützt und mit Waffen versorgt.1

Auch inhaltlich tritt der Sonderfall Schweiz oft
zu Tage. Die (Re-)Militarisierung der EU be-
schäftigt viele ENAAT-Mitglieder. Ein Thema,
das die Schweiz politisch nur dann direkt betrifft,
wenn uns mal wieder in Erinnerung gerufen
werden muss, dass die EU nebst ihren positiven
Aspekten am Ende des Tages eine militarisierte
Union ist. Doch letzten Endes leben wir auf
demselben Kontinent in einer globalisierten
Welt. Das heisst: Wir führen die Kämpfe ge-
meinsam. Der Einsatz für Frieden und Gerech-
tigkeit in Palästina verbindet uns, wie das ein-

Im Juni dieses Jahres begab sich eine GSoA-Delegation nach London, um am alljährlichen
Treffen des European Network Against Arms Trade (ENAAT) teilzunehmen. Ein Kurzbericht. 
JORIS FRICKER

drückliche und mit Jeremy Corbyn sehr be-
rühmt bestückte Podium am Freitagabend des
ENAAT-Treffens aufzeigte. Oder auch das En-
gagement gegen den F-35, gegen Elbit-Drohnen
oder die Lockerung diverser Kriegsmaterial-
gesetzgebungen. Nicht zuletzt der universelle
Kampf gegen die Klimakrise, die bekanntlich
von Krieg und Rüstungsindustrie massiv be-
feuert wird. London war ein würdiger Veran-
staltungsort für die Ausgabe 2025 des ENAAT-
Meetings. Neben dem oft nachdenklich stim-
menden inhaltlichen Teil bietet das Meeting
aber immer eine grosse Portion Kontaktepflege
und menschlichen Austausch, der für den ge-
meinsamen Einsatz für eine waffen- und ge-
waltlose Welt unabdingbar ist. Nächstes Jahr
wird das Treffen in Barcelona stattfinden.

1 https://caat.org.uk/publications/how-the-uk-arms-and-
supports-israels-genocide-in-gaza/ (September 2025)

Die Schweiz rühmt sich ihrer direkten De-
mokratie. Doch was oft vergessen geht: Diese
Demokratie lebt nicht nur vom Abstimmen, son-
dern auch vom Sammeln. Bevor ein Anliegen
auf den Stimmzettel kommt, braucht es Men-
schen, die sich hinstellen und sagen: «Ich finde,
das ist ein wichtiges Thema und ich gebe meine
Freizeit her, damit wir darüber abstimmen kön-
nen.» Genau das taten unzählige GSoA-Akti-
vist*innen in den letzten Monaten mit der Atom-
waffenverbotsinitiative und davor mit etlichen
anderen Initiativen und Referenden.

Gerade in der Sicherheitspolitik ist unser En-
gagement entscheidend. Die sicherheitspoliti-
schen Entscheidungen im Bundeshaus sind seit
jeher stark von der Rüstungslobby beeinflusst.
Dagegen setzen wir das, was die direkte Demo-
kratie im Kern  ausmacht: Engagement von un-
ten. Freiwillige, die mit ihrer Zeit ein Gegenge-
wicht schaffen. Es zwingt die Politik, sich mit
Themen auseinanderzusetzen, die nicht auf der
Agenda von Konzernen oder mächtigen Inte-
ressenverbänden stehen. Doch jenseits der po-
litischen Kämpfe zeigt sich im Sammeln auch
eine zutiefst menschliche Seite.

Natürlich ist es nicht immer einfach, auf der
Strasse zu stehen. Manchmal gibt’s Kritik, Ab-
lehnung oder Gleichgültigkeit. Aber viel öfter
erleben wir etwas anderes: Interesse, Gesprächs-
bereitschaft und Diskussionslust. Und manchmal
sogar Zustimmung von Menschen, von denen
wir es am wenigsten erwartet hätten. Wir lernen
dabei nicht nur viel über andere, sondern auch
über uns selbst. In einer Zeit, in der sich viele
politisch machtlos fühlen, kann das Sammeln
von Unterschriften ein echtes Gegen-Gefühl
erzeugen. Es ist ermutigend, Teil einer Bewe-
gung zu sein, die konkrete Wirkung entfalten
kann.

Unterschriftensammeln braucht keine Aus-
bildung und keine Parteizugehörigkeit – nur den

Ein Mittel gegen die Ohnmacht
UNTERSCHRIFTENSAMMLUNGEN

Mut zum ersten Gespräch. Der Rest ergibt sich:
mit jeder Begegnung, jedem Lächeln, jeder Un-
terschrift. Man erlebt dabei mehr, als man denkt.
Ein paar Stunden Sammeln von Unterschriften
werden schnell zu einer Entdeckungsreise durch
die Umgebung, in der gesammelt wird. 

Dabei kann es auch vorkommen, dass man
Menschen aus seiner direkten Nachbarschaft
zum ersten Mal trifft – Personen, mit denen man
fast Tür an Tür lebt, aber sich die Wege noch
nie gekreuzt haben. Man lernt aber nicht nur
viele neue Menschen kennen, sondern entdeckt

auch Gemeinden, von denen man vorher noch
nie gehört hatte. Wenn gesprochene und ge-
schriebene Ortsnamen auseinanderklaffen,
wird’s manchmal knifflig. Die Kreativität der
Schweizer Mundart führt dazu, dass mit «Chä-
sitz» die Gemeinde Kehrsatz gemeint ist, «Jaiss»
als Jens geschrieben wird oder «Hobel» die Ge-
meinde Hochwald bezeichnet. 

Manchmal kommt es auch zu kleinen, fast
magischen Zufällen: Gleich zwei Menschen, die
am selben Tag geboren sind wie man selbst.
Was sind die Chancen? Oder ein unerwarteter
Kaffee von einer zuvor fremden Person – ein-
fach so, aus Gastfreundschaft und als Zeichen
der Unterstützung. Beim Unterschriftensam-
meln begegnet man der ganzen Vielfalt unseres
Landes und lernt zu verstehen, was direkte De-
mokratie wirklich ausmacht: Zuhören. Disku-
tieren. Sich engagieren.

Wer in der Schweiz etwas verändern will, braucht kein politisches Amt, keine Millionen –
nur ein Klemmbrett, leere Unterschriftenbögen und den Willen, mit anderen Menschen
ins Gespräch zu kommen. ELIA GERBER
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Lasst das Uran im Boden
GASTARTIKEL VON VOICES – EHEM. GFBV

ATOMWAFFENVERBOT

Die Zerstörung von Hiroshima und Nagasaki durch zwei Atombomben der USA vor 80
Jahren machte die zerstörerische Kraft von Atomwaffen deutlich. Heute verschär fen
die aktuellen geopolitischen Spannungen und Drohgebärden von Machthabern wie
Trump und Putin die atomare Gefahr wieder massiv. Voices (ehemals Gesellschaft für
bedrohte Völker) will deshalb als Teil der Träger-Allianz hinter der Atomwaffenverbots-
initiative zu einer atomwaffenfreien Welt beitragen. Diese ist aber nicht nur mit Blick
auf das ultimative Schreckensszenario «Atombombe» erstrebenswert, sondern auch
wegen den brutalen Auswirkungen der Atomindustrie auf Indigene Gemeinschaften.
ANNA LEISSING, GESCHÄFTSLEITUNG VOICES

So sind die negativen Auswirkungen auch
heute, nachdem die meisten Minen in New
Mexiko stillgelegt sind, spürbar. Laut Petuuche
gibt es im Westen der USA rund 15’000 verlas-
sene Uran-Minen sowie unzählige unbekannte
Orte, wo radioaktiver Abfall gelagert wird. Es
ist enorm schwierig, die Unternehmen dazu
zu bewegen, den verseuchten Abraum korrekt
zu entsorgen und sogar neue Minen sind in Pla-
nung. Von der US-Regierung als strategische
Projekte eingestuft, soll das Uran in der Waf-
fen- und Rüstungsindustrie sowie in der Ener-
gie- und Stromversorgung für neue KI-Daten-
zentren zum Einsatz kommen und damit die
geopolitische Position der USA stärken. Diese
atomare Aufrüstung nimmt die radioaktive Ver-
seuchung der Böden, des Grundwassers, der
Flüsse und Seen ebenso in Kauf, wie die teil-
weise stark erhöhten Krebsraten bei den Indi-
genen Gemeinschaften in den naheliegenden
Dörfern. 

INDIGENER WIDERSTAND: LASST DAS
URAN IM BODEN. 

Petuuche erzählte aber auch vom aktiven
Widerstand der indigenen Gemeinschaften, die
sich seit Jahrzehnten gegen die nukleare Be-
drohung wehren – mit Protestaktionen, mit
rechtlichen Schritten und bei den Verhandlun-

Am Anfang jeder Atombombe steht das ra-
dioaktive Uran. Es kommt in Gesteinen, Böden
und Wasser vor und wird heute hauptsächlich
in Australien, Kanada und Kasachstan abge-
baut. Historisch war aber der Westen der USA
ein Hotspot – und rund 80% aller Vorkommen
befinden sich dort auf indigenem Land. 

DIE ATOMINDUSTRIE: AUF KOSTEN VON
INDIGENEN GEMEINSCHAFTEN

Einer, der darüber ganz genau Bescheid
weiss, ist Petuuche Gilbert. Er ist Indigener
Anti-Nuklear-Aktivist des Acoma Pueblo in
New Mexiko, USA und Präsident der «Indige-
nous World Association». Als Voices ihn im
Juni diesen Jahres in New Mexico getroffen

hat, schilderte Petuuche in eindringlichen Worten
das verheerende Ausmass der Uranwirtschaft
in ihrer Blütezeit zwischen 1950 – 1990. Er er-
innerte daran, dass in New Mexiko die erste
Atombombe, die «Trinity-Bombe», hergestellt
und getestet wurde – nur wenige Wochen vor
Hiroshima und Nagasaki. Weiter beschrieb Pe-
tuuche die «nukleare Kette» von den Test-Boh-
rungen und dem Abbau in den Uran-Minen
über den Transport und die Anreicherung des
Urans bis zu den Atomwaffen-Tests und der
Lagerung von radioaktivem Abfall. Alle diese
Schritte bergen grosse Risiken für die umlie-
genden Gemeinschaften, denn sie haben das
Potenzial, ganze Landstriche über Jahrhunderte
radioaktiv zu verseuchen. 

gen für den UNO-Atomwaffenverbotsvertrag.
In einer Stellungnahme der Indigenous World
Association von 2023 heisst es: 

«Indigenous Peoples are demanding no more
nuclear weapons, no more nuclear bomb testing.
And NO use of nuclear energy for climate
change. It is still bombing from above. It is still
adding to death. Keep uranium in the ground.»

Lasst das Uran im Boden – eine klare Bot-
schaft der Indigenen Aktivist:innen, die sich
seit Jahrzehnten gegen die Atomindustrie ein-
setzen. Voices setzt sich dafür ein, dass ihre
Stimmen gehört werden und die Schweiz ihre
Verantwortung für eine atomwaffenfreie Welt
übernimmt. Etwa indem sie den Atomwaffen-
verbotsvertrag ratifiziert und sich den interna-
tionalen Bemühungen um nukleare Abrüstung
anschliesst. 

Offiziell verweist der Bundesrat auf sicher-
heitspolitische Bedenken seit Beginn des Kriegs
in der Ukraine. Doch diese Argumentation
trägt längst nicht mehr: In seiner Antwort auf
eine Interpellation von Nationalrat Beat Flach
musste der Bundesrat einräumen, dass ein Bei-
tritt keinerlei Folgen für die Zusammenarbeit
mit internationalen Partnern hätte. Das zentrale
Gegenargument ist damit entfallen. Weshalb
zögert der Bundesrat noch?

Gerade für ein Land, das sich traditionell
als Hüterin des humanitären Völkerrechts ver-
steht, ist diese Haltung schwer nachvollziehbar.
Die Schweiz verfügt über keine Atomwaffen,
nationale Gesetze verpflichten die Regierung
explizit zu einer atomwaffenfreien Sicherheits-
und Aussenpolitik. Neutralität und humanitäre
Tradition würden einen Beitritt zum TPNW
nicht nur nahelegen, sondern geradezu ver-
langen. 

Doch ohne öffentlichen Druck bewegt sich
nichts. Deshalb bleibt nur die Volksinitiative:
Über 110’000 Unterschriften sind bereits gesam-
melt, doch um sicher genügend gültige Stimmen
zu erreichen, braucht es rund 128’000 – möglichst
schnell.

GLOBALE MEHRHEIT FÜR DAS ATOM-
WAFFENVERBOT

Während die Schweiz blockiert, geht die
Welt voran. Am 26. September 2025 haben

Die Welt ächtet Atomwaffen – die Schweiz schaut (noch) weg

Kirgistan und Ghana den TPNW unterzeichnet
bzw. ratifiziert. Damit erreicht der Vertrag einen
historischen Meilenstein: Eine globale Mehrheit
der Staaten hat sich nun klar gegen Atomwaffen
ausgesprochen. Nur acht Jahre nach seiner An-
nahme durch die UNO-Generalversammlung
und weniger als fünf Jahre nach Inkrafttreten
steht der TPNW bereits auf einem ähnlich
breiten Fundament wie einst der Atomwaffen-
sperrvertrag (NPT) in seiner Anfangsphase.

Die Beweggründe sind eindeutig. «Wir glau-
ben, dass Sicherheit aus Zusammenarbeit und
Vertrauen entsteht, nicht aus Waffen», erklärte
Kirgistans Aussenminister Jeenbek Kulubayev.
Ghanas Präsident John Dramani Mahama
sprach von einer «Bekräftigung des historischen
Engagements für Abrüstung und internationa-
len Frieden». Diese Stimmen stehen stellver-
tretend für viele Länder, die den Mut haben,
das alte Dogma der nuklearen Abschreckung
hinter sich zu lassen.

WACHSENDER DRUCK AUF DIE ATOM-
MÄCHTE

Mit jeder weiteren Unterzeichnung wird kla-
rer: Die Atommächte und ihre Verbündeten
sind nicht die Mehrheit, sondern eine mehr
und mehr isolierte Minderheit. Der TPNW
schafft eine neue internationale Norm, die
Atomwaffen genauso ächtet wie zuvor chemi-
sche und biologische Waffen. Damit wächst der

diplomatische Druck auf jene Staaten, die wei-
terhin an Nuklearwaffen festhalten – und es
steigt auch die Verantwortung jener Länder,
die sich bislang verweigern.

INSPIRATION FÜR DIE SCHWEIZ
80 Jahre nach den Atombombenabwürfen

auf Hiroshima und Nagasaki ist das Ziel klarer
denn je: Atomwaffen müssen verschwinden. Ihre
zerstörerische Wirkung ist unvergleichbar, ihre
humanitären Folgen grenzenlos und intergene-
rationell. Dass heute eine globale Mehrheit von
Staaten den TPNW unterstützt, ist ein histori-

Die Schweiz steht beim Atomwaffenverbotsvertrag (TPNW) im Abseits. Obwohl Natio-
nal- und Ständerat den Bundesrat bereits mehr fach zum Beitritt aufgefordert haben,
weigert sich dieser nach wie vor, den Vertrag zu unterzeichnen. EIN GASTARTIKEL VON

FLORIAN EBLENKAMP, ADVOCACY OFFICER VON ICAN

GASTBEITRAG

scher Hoffnungsschimmer. Dass die Schweiz
nicht dazu zählt, ist ein Skandal. 

Für uns sollte diese Situation Mahnung und
Inspiration zugleich sein. Die Untätigkeit des
Bundesrats ist nicht länger zu akzeptieren. Wenn
Länder in Afrika, Asien, Lateinamerika und
Europa zeigen, dass eine klare Haltung gegen
Atomwaffen möglich ist, darf die Schweiz nicht
länger abseits stehen. Mit der Volksinitiative ha-
ben wir die Chance, die Regierung zum Handeln
zu zwingen und unser Land endlich auf die rich-
tige Seite der Geschichte zu stellen – für eine si-
chere, gerechte und atomwaffenfreie Welt.

Die GSoA-Aktivist*innen Jo Lang, 
Pauline Schneider und Andreas Gross 

beim Sammeln für 
die Atomwaffenverbots-Initiative
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Menschen sind kein Kriegsmaterial
RÜSTUNGSPOLITIK

Wer den Diskurs vieler europäischer Regie-
rungen verfolgt, der könnte den Eindruck er-
halten, es sei ein «humanitärer Akt», in Aufrüs-
tung zu investieren: Es gehe jetzt darum, Leben
zu schützen, Freiheit und Demokratie zu sichern.
Zugegeben: Mit Putins Überfall auf die Ukraine
und einem demokratiefeindlichen US-Präsiden-
ten hat sich vieles zum Schlechten verändert.
Die Bereitschaft vieler Menschen ist gestiegen,
mehr Geld in Rüstung zu investieren – auch in
der Schweiz. Dieses Momentum lassen sich jene,
die schon immer der Meinung waren, dass hoch-
gerüstete Armeen etwas Notwendiges für diese
Welt sind, nicht entgehen. Sie handeln konse-
quent, zielstrebig und mit wenig Rücksicht auf
«Kollateralschäden». Mehr Kampfflugzeuge,
Panzer, Raketenwerfer, Granaten, Sturmgeweh-
re müssen her. Soziales, Bildung, Klima müssen
hinten anstehen.

SIE WOLLEN NICHT STERBEN UND NICHT
TÖTEN

Gleichzeitig, und in der medialen Öffentlich-
keit wenig diskutiert, steht eine andere ganz
Frage: Wären die Menschen tatsächlich bereit,
in den Krieg zu ziehen? Wären sie bereit, sich
von zu Hause zu verabschieden, nichtwissend,
ob sie wieder zurückkommen? Wären sie bereit,
andere Menschen «unschädlich» zu machen, sie
zu vernichten? Würden sie die Schreie, das Blut,
die Tränen aushalten? Wer bereit ist, sich solche
Fragen ganz ehrlich zu stellen, der merkt, dass
«Floskeln» wie «du tust es für dein Vaterland»
schnell an ihre Grenzen stossen. Wir sind ei-
genständige Menschen und nicht «Funktionen»
von einem Nationalstaat. Es gibt Umfragen da-
zu, die zeigen, dass in Europa die Frage «Wenn
es einen Krieg gäbe, an dem Ihr Land beteiligt
wäre, wären Sie bereit, für Ihr Land zu kämp-

fen?» von einer Mehrheit der Betroffenen ab-
gelehnt bzw. nicht klar mit «ja» beantwortet
wird. Auch in der Schweiz wird diese Frage von
mehr als der Hälfte mit «Nein» oder auswei-
chend beantwortet. Es ist davon auszugehen,
dass die Ablehnung noch deutlich höher wäre,
wenn die Frage geheissen hätte «wären Sie be-
reit, für Ihr Land zu sterben?». Die Umfragen
zeigen vor allem eines: Die aktuelle Hochrüs-
tung gaukelt uns vor, dass Kriegsgerät genügt,
um Sicherheit zu schaffen. Die Menschen, die
dieses Kriegsgerät nutzen müssten, sind aber
keine Währung, die sich mit einer Budgeterhö-
hung erkaufen lassen. Viele Menschen scheinen
der Kriegslogik nicht blind Folge leisten zu wol-
len, wollen sich nicht instrumentalisieren lassen. 

WENIG GLAUBHAFT
Es ist ein Glückfall, dass wir in der Schweiz

solche Szenarien aus der warmen sicheren Stube
diskutieren können. Diese Situation haben wir
aber nicht jenen zu verdanken, die heute mehr
Kriegsgerät beschaffen wollen. Sie haben in der
Vergangenheit alles für einen florierenden

ARMEE UND AUFRÜSTUNG

Wir leben in einer Zeit, in der der Eindruck vermittelt wird, dass es nur noch einen Weg
gibt, unsere Sicherheit zu gewährleisten: Aufrüsten! Investitionen in Kriegsgerät erreichen
Rekordwerte. Nur – wären die Menschen auch tatsächlich bereit, in den Krieg zu ziehen
und ihr Leben aufs Spiel zu setzen? MARTIN PARPAN

Handel mit Rüstungsgütern «made in Switzer-
land» getan – auch mit Russland als Empfän-
gerstaat. Es sind auch Kreise, die eine Kriegs-
gewinnsteuer ablehnen und zögerlich agieren,
wenn es darum geht, russische Oligarchenver-
mögen zu beschlagnahmen. Sie tun aktuell alles
dafür, dass Exportbeschränkungen für Kriegs-
material in Kriegsgebiete einfacher werden.
Wenn diese Kreise die grenzenlosen Rüstungs-
budgets nun als Notwendigkeit im Sinne des
Vaterlandes verkaufen, dann ist das wenig
glaubhaft – ja sogar zynisch.

Gestärkt werden müssen jene Kräfte, die
auf Frieden hinarbeiten. Es braucht eine Politik,
die mit denselben Unsummen, die aktuell in
Rüstung investiert werden und mit derselben
Entschlossenheit eine zivile Politik umsetzt, die
zum Ziel hat, das Risiko von Kriegen zu mini-
mieren. Mag sein, dass dies anspruchsvoller ist
als Rüstungsbudgets zu erhöhen – es ist aber
der einzig sinnvolle Weg für unsere Gegenwart
und Zukunft.  

Mit Kanonen auf Spatzen schiessen
MILITÄRISCH-INDUSTRIELLER KOMPLEX

Nach der russischen Drohnen-Attacke gegen
Polen und den Abwehr-Reaktionen der polni-
schen und niederländischen Kampfjets zog das
Echo der Zeit von Radio SRF folgendes Fazit:
«Es wurde mit Kanonen auf Spatzen geschossen
und das Gros der Spatzen wurde gar nicht ge-
troffen.» (13.9.25) Tatsächlich wurden mit su-
perteuren AIM-120-Luft-Luft-Raketen nur 4
von 19 russischen Drohnen getroffen. 

DIE WARNUNG VON GENERAL 
EISENHOWER

Allerdings warf das Echo der Zeit nicht die
Frage auf: Könnte es nicht sein, dass teure, aber
untaugliche Waffensysteme und das Fehlen güns-
tigerer Alternativen mit den Profitinteressen der
Rüstungskonzerne zusammenhängen? Immerhin
lassen sich aus dem Ukraine-Krieg seit längerer
Zeit die Lehre ziehen, dass das finanziell Auf-
wändige nicht zwingend das Richtige ist. 

Auf den problematischen Einfluss der Kriegs-
industrie auf die Rüstungsbeschaffung hat mit-
ten im Kalten Krieg der republikanische US-
Präsident Dwight D. Eisenhower hingewiesen.
In seiner berühmten Abschiedsrede vom 17. Ja-
nuar 1961 hat der ehemalige General und Su-
preme Commander im Zweiten Weltkrieg vor
dem «Militärisch-Industriellen Komplex» (MIK)
gewarnt. Dabei meinte er primär dessen frei-
heitswidrige Machtkonzentration. Seine «Fare-
well Address» thematisierte aber auch die mili-
tärische Ressourcenverschwendung zugunsten
der Kriegsindustrie. Mit dem «Potenzial für die

katastrophale Zunahme fehlgeleiteter Kräfte»
meinte er nicht zuletzt die Fehlallokation von
Geldmitteln zugunsten der Rüstungsprofite.

MILITÄRISCH-INDUSTRIELLER KOMPLEX
SAMT BLACKROCK

Bei der aktuellen Aufrüstung spielen die Rüs-
tungskonzerne eine noch grössere und gefährli-
chere Rolle als in den 1960er Jahren. So ist das
Budget der Rüstungs-Lobby in Brüssel zwischen
2022 und 2023 um 40 Prozent gestiegen. Eldar
Mamedov, ein ehemaliger EU-Beamter und heu-
te Mitglied des US-Thinktanks Quincy Institute
for Responsible Statecraft, beobachtete im Früh-
jahr 2025, dass «Waffenlobbyisten in Brüssel
wie Pilze aus dem Boden schiessen.» 

Vor allem aber sind die Risiken von Demo-
kratie-Abbau, Korruptions-Wachstum und
Geldverschwendung zusätzlich gestiegen, seit
sich Investment-Gesellschaften wie BlackRock
dem MIK zugesellt haben. BlackRock hat An-
teile an Boeing, Lockheed Martin, Raytheon,
Northrop, General Dynamics in den USA sowie
Airbus, Leonardo, Thales, Indra Sistemas, Das-
sault, Rheinmetall in Europa. Dabei stand der
deutsche Bundeskanzler Friedrich Merz 2016
bis 2020 im direkten Dienst von BlackRock.
Vor gut einem Jahr passierte in der Bundesre-
publik Folgendes: Acht Tage, nachdem Black-
Rock ihren Aktienanteil an der Rheinmetall
erhöht hatte, flatterte dieser eine Riesenbestel-
lung der Bundeswehr ins Haus: 8,5 Milliarden
für Artilleriemunition.

Dem militärisch-industriellen Komplex geht es nicht um Sicherheit, sondern ums Ge-
schäft. Deshalb bevorzugt er super teure Waffensysteme, auch wenn sie untauglich
sind. JOSEF LANG

MASTERS OF WAR
Die Schweizer Rheinmetall ist die Fortsetzung

der berüchtigten Waffenschmiede Bührle. Zwi-
schen dieser und dem Zürcher Kunsthaus gibt
es ein berühmt-berüchtigtes Verhängnis. Wie we-
nig es dessen Trägerin, der Kunstgesellschaft, da-
ran liegt, sich aus den Verstrickungen der Kriegs-
industrie zu befreien, bestätigt der Umstand, dass
sie ausgerechnet Philipp Hildebrand, Vice Chair-

man von BlackRock Schweiz, vor drei Jahren zu
ihrem Präsidenten machte. 

Zwei Jahre nach Eisenhowers Warnung vor
der Kriegsindustrie kreierte Bob Dylan den Song
Masters of War: «Ihr, die ihr große Kanonen
baut / Ihr, die ihr todbringende Flugzeuge baut /
Ihr, die ihr all die Bomben baut.» Ich wünschte
mir von den heutigen Medien, insbesondere den
linken, die Weisheit eines Eisenhowers und das
Rückgrat eines Bob Dylans. Als sie sich mit dem
Militärisch-industriellen Komplex anlegten, steck-
ten die USA im tiefsten Kalten Krieg. 

Der ehemalige Amerikanische Präsident Dwight D. Eisenhower
warnte in seiner Abschiedsrede vom 17. Januar 1961 eindringlich
vor der Ressourcenverschwendung und Machtkonzentration des
Militärisch-Industriellen Komplex.
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Was ist gefährlicher: Desinformation oder die Angst davor?
LUKAS’ CYBERKOLUMNE

Das Ziel von Desinformationskampagnen ist
nicht primär das Verbreiten von Unwahrheiten,
sondern das Erreichen eines politischen, oft geo-
politischen Ziels. Wenn die Kampagne erfolg-
reich Unwahrheiten verbreitet, dann ist das Ziel
vielleicht erreicht. Aber das ist nicht die einzige
Mög lichkeit. Eine Schwächung der Demokratie
dient den Urhebern der Kampagne im Normal-
fall genauso gut wie eine demokratische Ent-
scheidung in ihrem Sinne, oft sogar noch besser.
Desinformationskampagnen können das auch
indirekt auf verschiedene Arten und Weisen er-
reichen.

Die primäre Gefahr ist, dass undemokratische
Mittel zur Bekämpfung der Desinformations-
kampagne eingesetzt werden könnten. Das
schwächt nicht nur direkt die Demokratie im
eigenen Land, sondern legitimiert auch staatliche
Propaganda, Zensur und Repression in genau
den Ländern, von denen Desinformationskam-
pagnen typischerweise ausgehen.

Eine weitere Gefahr entsteht durch das weit-
verbreitete Phänomen, dass Menschen sich selbst
so einschätzen, dass sie rationale Entscheidungen
treffen können, aber bei Drittpersonen daran
zweifeln. Im Zusammenhang mit Massenmedien
wird dies  den «Third-Person-Effekt» genannt.
Wenn also jemand mit Desinformation in Kon-
takt kommt, ohne darauf hinein zu fallen, gibt
es eine Tendenz zu glauben, dass es bei anderen
funktioniert. Nur schon von der Existenz von
Desinformation zu hören, ohne selbst damit
Kontakt zu haben, kann denselben Effekt haben.
Und das kann eine stark destabilisierende Wir-
kung auf eine Demokratie haben: Wenn die
Wählenden der anderen politischen Seite gar
nicht rational entschieden haben, sondern von
einer ausländischen Macht geblendet wurden,
muss dann eine Abstimmungs- oder Wahlnie-
derlage akzeptiert werden? Es besteht das Risi-
ko, dass das Vertrauen in demokratische Prozesse
und die freie Meinungsbildung verloren geht.

Eine Desinformationskampagne muss niemanden von Falschinformationen überzeugen,
um er folgreich zu sein. Fehlgeleitete Gegenmassnahmen oder weit verbreitete Befürch-
tungen, andere Menschen wären desinformiert, sind genauso gefährlich für eine Demo-
kratie. LUKAS BÜRGI

In der Forschung sind diese Gefahren weithin
bekannt (siehe z.B. CSS Analyse 359, April 2025).
Beim Bundesrat ist die Problematik aber noch
nicht angelangt: In seinem Bericht «Beeinflus-
sungsaktivitäten und Desinformation» von letz-
tem Jahr wird mit keinem Wort erwähnt, dass
Massnahmen gegen Desinformation oft kontra-
produktive Nebenwirkungen haben. Vor allem
Massnahmen, die auf staatlicher Autorität be-
ruhen, sind gefährlich und müssen gegen die
konkreten Risiken abgewogen werden. Die ein-
zige Erwähnung einer unerwünschten Neben-
wirkung findet sich in einem Absatz über die
bundesrätliche Kommunikation. In diesem wird
gewarnt, dass es nicht unbedingt hilft, Falschin-
formationen zur Widerlegung zu wiederholen.1

Das einzige Positive an dem Bericht ist, dass
«Sensibilisierung, Bildung und Medienkompe-
tenz» klar als Mittel zur Verteidigung genannt
werden. Jedoch wird mit keinem Wort einge-
ordnet, welche Methoden in welchen Situationen
sinnvoll sind. Das verhältnismässig grosse Ver-
trauen in Schweizer Institutionen wird als Stärke
genannt, ohne sich damit zu beschäftigen, dass
es dieses Vertrauen nur dank hart erkämpften
Menschenrechten und der Rechtsstaatlichkeit

gibt. Vielmehr werden letztere als gefährliche
Schwäche unseres Landes dargestellt. Dass wir
ohne diese relativen Schwächen auch nicht un-
sere grossen Stärken hätten, ist dem Bundesrat
wohl nicht aufgefallen.

Vertrauensfördernde, gute Massnahmen in
der Bildung werden in einem bevormundenden
Stil geschildert, was die Befürchtung auslöst,
dass es dem Bundesrat bei der Ausführung eher
um Propaganda als um Bildung geht und dass
dieser Versuch nach hinten losgehen könnte.

Soweit das gesetzlich erlaubt ist, setzt der
Bundesrat schon jetzt den NDB gegen Desin-
formationen ein, also die Institution, die wohl
am schlechtesten dafür geeignet ist, transparent
zu arbeiten und aufzuklären. Wir müssen uns
also dringend dafür einsetzen, dass Desinfor-
mation mit konstruktiven, demokratischen, ver-
trauensfördernden Mitteln gekontert wird.

Komplizenschaft und Bürgerpflicht
ELBIT-DROHNEN

Zu Beginn des Sommers reichte die GSoA
gemeinsam mit der LSDH Genf (Schweizer Liga
für Menschenrechte) und der ASAP (Allianz
gegen bewaffnete Drohnen) eine Beschwerde
ein, um die Unmoral und Rechtswidrigkeit dieses
Vertrags anzuprangern. Die Schweiz stärkt fak-
tisch die militärischen Kapazitäten Israels, indem
sie diese Drohnen gekauft und die Lieferverzö-
gerungen akzeptiert hat. Diese Verzögerungen

ermöglichen es Elbit Systems, Aufnahmen
von Drohneneinsätzen in Gaza als «Echtzeit-
Tests» zu nutzen. Das Unternehmen wirbt damit
als Verkaufsargument für «reale Einsatzbedin-
gungen».

Die Antwort der Justiz liess nicht lange auf
sich warten. Zwei Tage später wurde die Be-
schwerde als «mutwillig» abgewiesen, mit der
Begründung, die Parteien verfolgten «offen-

Seit 2015 hat der Bund einen Vertrag mit Elbit Systems Ltd., dem führenden israelischen
Rüstungskonzern, abgeschlossen. Für 250 Millionen Franken sollen sechs Aufklärungs-
drohnen beschafft werden. Damit unterstützt die Schweiz den in Gaza verübten Völkermord.
Ein Überblick über das laufende Ver fahren zur Anfechtung des Vertrags. PAULINE SCHNEIDER

sichtlich politische Interessen und Ziele». Der
Richter erklärte damit, dass der Vertrag auf-
grund seines politischen Charakters keiner ge-
richtlichen Überprüfung unterliege.

Das ist eine klare Verweigerung von Gerech-
tigkeit. Bürger*innen daran zu hindern, sich an
die Justiz zu wenden, um ihre Rechte geltend
zu machen, heisst, Demokratie und Rechtsstaat
ihres Wesens zu berauben. Wir haben deshalb
beim Bundesgericht Beschwerde eingereicht,
wegen Verletzung des Willkürverbots, des ver-
fassungsmässigen Rechts auf wirksamen Rechts-
schutz und der internationalen Verpflichtungen
der Schweiz.

Worum es hier geht, ist weit mehr als ein
einzelner Vertrag. Es geht um die Verantwortung
der Schweiz, wenn ihre Rüstungsbeschaffungen
Gewalt gegen Zivilpersonen fördern und Men-
schenrechte mit Füssen treten, insbesondere
dann, wenn dies wiederholt und ohne Konse-
quenzen geschieht.

Jetzt liegt es an uns, Transparenz und Ge-
rechtigkeit einzufordern. Wenn die Schweiz end-
lich Verantwortung übernehmen will, muss sie
der Justiz erlauben, ihre Rüstungsentscheide zu
überprüfen und sicherstellen, dass ihre Verträge
nicht als Hebel für Straffreiheit fungieren. Diese
Klage ist nicht nur legitim, sondern notwendig.
Sie erinnert daran, dass hinter den Drohnen
Menschenleben, Verantwortung und ein kollek-
tives Gewissen stehen, das nicht schweigen darf.

Immer schön locker bleiben
RÜSTUNGSREPORT 2025

Die Schweizer Rüstungsindustrie «steht vor
dem Untergang», schreibt der Branchenverband
Swissmem auf seiner Website. Grund seien die
«sehr restriktiven Exportregeln für Rüstungs-
güter» und das «Wiederausfuhrverbot» – das
Instrument, welches verhindern soll, dass Kriegs-
material aus der neutralen Schweiz an krieg-
führende Länder weitergegeben wird. «Keine
Sicherheit ohne eigene Rüstungsindustrie», so
Swissmem, deshalb brauche es dringend Locke-
rungen der Exportbestimmungen. 

Vor zehn Jahren hat Swissmem schon einmal
für Lockerungen geweibelt. Mit Erfolg – und
fatalen Folgen: Dutzende Schweizer Werkzeug-

Die Exportregeln würden die Schweizer Rüstungsindustrie in den Ruin treiben, sagt die
Branche. Das ist Unfug. LORENZ NAEGELI UND JAN JIRÁT

maschinen, explizit auch zur militärischen Nut-
zung verwendbar, landeten zwischen 2016 und
2022 bei russischen Firmen. 

NAMEN, ADRESSEN, HINTERGRÜNDE
Damals wie heute geht es um wirtschaftliche

Interessen: Spätestens seit Beginn des völker-
rechtswidrigen Angriffskriegs gegen die Ukraine
Anfang 2022 hat eine globale Aufrüstungsspirale
eingesetzt. Davon will auch die hiesige Rüs-
tungsindustrie profitieren.

Die Onlinedatenbank der WOZ (Rüstungs-
report), die alle in der Schweiz ansässigen Fir-
men auflistet, die in den letzten Jahren Export-

bewilligungen für Rüstungsgüter erhalten haben.
enthüllt jährlich Namen, Adressen und Hinter-
gründe der rund 150 Firmen, die Waffen, weitere
militärische Güter und Überwachungstechno-
logie exportieren. Das Portal legt etwa offen,
dass im Bereich des Kriegsmaterials nicht von
einer «Schweizer» Rüstungsindustrie die Rede
sein kann. Das Rückgrat der Schweizer Kriegs-
materialproduktion sind Konzerne in ausländi-
schem Besitz. Allein 2024 holten die diversen
Rheinmetall-Unternehmen Exportbewilligun-
gen für über 1,5 Milliarden Franken ein. Von
wegen Untergang. Auch für den US-Konzern
General Dynamics, dem der Thurgauer Panzer-
bauer Mowag gehört, ist die Schweiz ein lukra-
tiver Standort. Erst dann folgt abgeschlagen
der Schweizer Bundesbetrieb Ruag, gefolgt von
SwissP Defence. 

In den beiden weiteren Rüstungskategorien,
den besonderen militärischen Gütern sowie den

Gütern zur Internet- und Mobilfunküberwa-
chung, ist das Exportvolumen viel geringer als
beim Kriegsmaterial. Trotzdem fallen hier die
Empfängerländer auf. Eine Überwachungsfirma,
Decodio aus Zürich, erhielt Exportbewilligun-
gen nach Serbien, Indien oder Pakistan – alles
Staaten mit repressiven Regimes. Der Rüstungs-
report dokumentiert auch den letztes Jahr be-
willigten Export ballistischer Schutzschilde, die
auch bei der Aufstandsbekämpfung eingesetzt
werden können, an eine israelische Gefängnis-
verwaltung. Diese sperrt seit Jahren Tausende
palästinensische Personen widerrechtlich ein.

Gekürzte Fassung des Textes von Lorenz Naegeli 

und Jan Jirát in der Wochenzeitung (WOZ), Nr. 38, 

18. Sep tember 2025

1Seite 27, 6.4 Kommunikation
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Die Gründe der Wut
POLIZEIGEWALT

In der Nacht vom 23. auf den 24. August kam
der Lausanner Jugendliche Marvin bei einer
Verfolgungsjagd mit der Polizei auf seinem Mo-
torroller ums Leben. Wenige Wochen zuvor
starb am 30. Juni unter ähnlichen Umständen
Camila, eine 14-jährigen Jugendliche, und am
25. Mai 2025 Michael, der in den Räumlichkeiten
der Stadtpolizei sein Leben verlor.

WOHER KOMMT DIE GEWALT?
Bereits am folgenden Abend versammelten

sich rund hundert junge Menschen im Lausan-
ner Quartier Prélaz, um ihre Wut in die Welt
laut hinauszuschreien. Es kam zu Zusammen-
stössen mit der Polizei. Abfalleimer brannten.
Die Bilder dieser beiden Nächte wurden schwei-
zweit und sogar auch von internationalen Me-
dien aufgegriffen. Während in vielen Medien
von «urbaner Gewalt» die Rede war, stellt sich
die Frage, was Gewalt überhaupt bedeutet. Denn
bei diesen Ausschreitungen wurde niemand ver-
letzt. Nüchtern betrachtet führten diese soge-
nannten «urbanen Gewaltdelikte» lediglich zu
beschränkten Sachschäden – ein paar brennende

Container, ein beschädigter Bus. Die Gewalt
der Polizei hingegen verursachte den Tod eines
jungen Menschen, den Verlust eines Sohnes, ei-
nes Freundes, eines Nachbarn. Diese Ausschrei-
tungen bringen die Wut und Verzweiflung einer
Jugend zum Ausdruck, die sich einer Polizei
ausgeliefert fühlt, die tötet und dafür kaum Ver-
antwortung übernehmen muss.

Die Wut, die in jenen Nächten ausbrach, ent-
stand aus jahrzehntelanger Diskriminierung, all-
täglicher Polizeikontrollen und wiederholter
Demütigungen. Es ist die Wut der jungen Men-
schen, die es auch hätte treffen können – oder
die befürchten, dass sie vielleicht als Nächste
getroffen werden. Sie wissen, dass die Polizei
fast immer straffrei davon kommt. Sie wissen,
dass ihre Stimmen nie so viel Gewicht haben
werden wie die der Polizist*innen. So etwa, als
Beamt*innen behaupteten, Marvin sei gegen
die Fahrtrichtung gefahren – eine Aussage, die
wenige Stunden später widerlegt wurde1. Oder
als die Polizei erklärte, Nzoy, der im August
2021 am Bahnhof Morges erschossen wurde,
habe ein Messer in der Hand gehabt und sei

auf die Beamten losgerannt. Ein Bericht der
NGO Borders Forensics vom 25. August 2025,
belegt jedoch, dass Roger Nzoy Wilhelm kein
Messer trug und zu fliehen versuchte – im kla-
ren Widerspruch zu den Schlüssen der offiziel-
len Strafermittlungen. Es ist die Wut der jungen
Menschen, die wissen, dass auch die Justiz nicht
auf ihrer Seite steht, dass die Schuldigen un-
bestraft bleiben. Wie im Fall von Mike Ben
Peter: Die beteiligten Polizisten wurden frei-
gesprochen – woraufhin sich einer von ihnen
kurz danach in die Camila-Tötung verwickeln
liess2.

All diese Formen von Gewalt finden in den
Medien weit weniger Beachtung – sie sind ja
weniger spektakulär als brennende Müllcon-
tainer. Doch die institutionelle Gewalt zwingt
uns dazu, das Gespräch mit diesen jungen Men-
schen zu suchen, statt sie zu kriminalisieren –
und unsere ganze institutionelle Landschaft
neu zu denken.

IM ZENTRUM DIESER GEWALT: STRUK-
TURELLER RASSISMUS

Zufall oder nicht: Am selben Montag, dem
25. August, wurde bekannt, dass sich in Chat-

gruppen Dutzende Polizist*innen offen rassis-
tisch, sexistisch, homophob und ableistisch äus-
serten und den Nationalsozialismus oder den
Ku-Klux-Klan verherrlichten. Mit diesen Ent-
hüllungen fiel endgültig die Maske. Man konnte
sich nicht länger hinter dem Argument von
«einigen wenigen faulen Äpfeln» verstecken.
Selbst der Lausanner Stadtpräsident Grégoire
Junod räumte ein: «Wir haben ein Problem mit
systematischer Diskriminierung.»

Der Fall zeigt auch, wie notwendig gründli-
che Ermittlungen sind. Nur dank der Hart-
näckigkeit des Anwalts Simon Ntah, der die
Familie von Mike Ben Peter vertritt, wurde die
Waadtländer Staatsanwaltschaft eingeschaltet
und eine Untersuchung eingeleitet.

Zur Erinnerung: Marvin ist der fünfte schwar-
ze Mann, der in zehn Jahren durch die Waadt-
länder Polizei getötet wurde. Es ist schlicht
unglaubwürdig zu behaupten, dass Personen,
die rassistische Sprüche und Bilder mit Kol -
leg*in  nen teilen, im Dienst frei von rassistischen
Vorurteilen handeln. Diese Enthüllungen, kom-
biniert mit den persönlichen Erfahrungen dieser
Jugendlichen mit der Polizei, werden ihre Wut
nur noch verstärken.

Digitale Propaganda: Wie das Militär soziale Medien ausnutzt
ARMEE FLUTET TIKTOK

Es ist kein Geheimnis, dass die Armee seit eini-
gen Jahren einen klar definierten Kommunika-
tionsplan für ihre Auftritte in den sozialen Me-
dien verfolgt. Dabei handelt es sich hauptsäch-
lich um Inhalte mit dem erklärten Ziel, «das
Wissen und die Akzeptanz der Armee bei der
jüngeren Bevölkerung, die noch nicht am Ori-
entierungstag teilgenommen hat, zu erhöhen»
(Auszug aus einer Medienmitteilung der Armee
vom 30. Oktober 2023).
Der Fokus liegt auf den Plattformen Instagram
und TikTok, um durch moderne Kommunikation
eine junge Zielgruppe mit kurzen, aber auch
informativen, unterhaltsamen und ansprechen-
den Inhalten zu erreichen. Jede Woche werden
mindestens zwei Beiträge und mehrere Stories
veröffentlicht. Ziel ist es, der jungen Generation
einen «authentischen» Einblick in das Militär
zu geben und dessen Schlüsselrolle bei der Lan-
desverteidigung aufzuzeigen (ebenda).
Als ich diese Zeilen zur Vorbereitung dieses
Artikels las, musste ich diese erstmal verarbei-
ten. Dass die Armee in den sozialen Medien
stark vertreten ist und dort regelmässig Fotos
und Videos teilt, ist für diejenigen, die häufig
im Internet unterwegs sind, kein Geheimnis.
Dass die Beiträge die Realität des Militärdiens-

tes widerspiegeln, erscheint mir höchst lächerlich
und unecht, fast schon zynisch. Alles, was von
einem institutionellen Account – der diesen Na-
men verdient –  in den sozialen Medien veröf-
fentlicht wird, ist bis ins kleinste Detail ausge-
arbeitet und folgt präzisen ästhetischen Stan-
dards. Wenn das Social-Media-Kommunikati-
onsteam der Armee verschiedene Influencer*in-
nen einlädt, die wiederum ihre Erfahrungen mit
Tausenden von jungen Menschen teilen und ei-
nen Einblick in die Welt der Armee ermögli-
chen, wird nichts dem Zufall überlassen. Es
handelt sich um reine Propaganda, in einer ak-
tualisierten und digitalen Version, die an die
Kommunikationsweise des 21. Jahrhunderts an-
gepasst ist.
Ein Blick auf den Feed der offiziellen Kanäle
der Schweizer Armee genügt, um dies zu ver-
stehen: Jeder Inhalt ist kunstvoll zusammenge-
stellt, hat ein hohes Tempo und wird von einem
epischen Soundtrack untermalt. Dass dies eine
getreue Darstellung des Lebens in der Armee
ist, kommt dem Glauben an den Weihnachts-
mann gleich. Um keinen Zweifel aufkommen
zu lassen, zitiere ich hier die Definition des Be-
griffs Propaganda aus dem Online-Wörterbuch
der Duden: «systematische Verbreitung politi-

Seit mehreren Jahren ist die Schweizer Armee auf verschiedenen Social-Media-Plattformen
präsent. Erst ab 2023 ist es allen Dienstleistenden offiziell erlaubt, Fotos und Videos in
den sozialen Medien zu teilen. Vor einigen Monaten wurden im Rahmen der Aktion «Ein
Tag in der Armee» vier Content Creator eingeladen, vollständig in den Alltag des Militärs
einzutauchen. NOEMI BUZZI

Marvin, Camila, Michael, Nzoy, Mike, Lamine, Hervé: Seit Jahren häufen sich die Namen
von Menschen, die bei Polizeieinsätzen im Kanton Waadt ihr Leben verloren haben.
Trotzdem ist man weiterhin kaum dazu bereit, die Polizei und die Justiz zu hinter fragen.
Ende Sommer 2025 lösten der Tod von Marvin und die Enthüllungen über rassistische
Äusserungen in Chatgruppen von Polizist*innen eine Welle der Empörung aus. Eine be-
rechtigte Wut, die zeigt, wie dringend es ist, dass wir unsere Institutionen kritisch hin-
ter fragen. RAYYÂN REHOUMA

scher, weltanschaulicher o. ä. Ideen und Mei-
nungen mit dem Ziel, das allgemeine Bewusst-
sein in bestimmter Weise zu beeinflussen».
An dieser Stelle stellt sich jedoch spontan die
Frage, warum eine so starke Präsenz notwendig
ist. Ist es nicht so, dass die meisten Menschen
etwas ganz anderes im Sinn haben, wenn sie an
die Armee denken? Zum Beispiel die Tatsache,
dass sich während einer Übung in Isone im Tes-
sin sieben Rekruten wegen der extremen Hitze
unwohl fühlten und drei ins Krankenhaus ge-
bracht werden mussten, darunter einer im künst-
lichen Koma. Nichts besonders Episches, ausser
vielleicht ein Misserfolg epischen Ausmasses.
Und Geschichten wie diese schiessen zu Beginn
jeder Rekrutenschule wie Pilze aus dem Boden,

wie einige Rekruten kürzlich im Juni gegenüber
der Tamedia-Zeitungen berichteten.
Dies lässt vermuten, dass die Armee sich (zu)
sicher fühlt und versucht, einen archaischen,
zutiefst hierarchischen, sexistischen und patri-
archalischen (Trachten-)Verein in einem neuen
(und besseren) Licht darzustellen. Die fort-
schreitende Militarisierung unserer Gesellschaft
vollzieht sich auf subtile und schleichende Weise
durch die Bilder und Erzählungen, die wir (be-
wusst oder unbewusst) täglich konsumieren.
Wie bei jedem strukturellen und systemischen
Problem können die Lösungen nur kollektiv
und organisiert sein. Bildet Banden (und in ei-
gener Sache: Pusht die Social Media-Inhalte
der GSoA)!

1www.blick.ch/fr/suisse/romande/la-police-lausannoise-se-corrige-pour-finir-lado-decede-en-scooter-ne-
circulait-pas-a-contresens-id21167444.html
2www.rts.ch/info/regions/vaud/2025/article/un-des-policiers-suspendus-a-lausanne-est-implique-dans-
deux-affaires-qui-occupent-la-justice-28989084.html
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Völkermord in Gaza — die uner trägliche Untätigkeit der Schweiz
2 JAHRE KRIEG

Während der Sondersession zu Gaza in der
vergangenen Herbstsession lehnte das Parla-
ment mehrere zentrale Punkte einer sozialde-
mokratischen Motion ab, die konkrete Mass-
nahmen gegen den Völkermord forderte. Da-
runter: Die Übernahme der EU-Sanktionen ge-
gen gewalttätige israelische Siedler*innen, die
Suspendierung des Freihandelsabkommens mit
Israel, die Einstellung jeglicher militärischer
Zusammenarbeit sowie den Widerruf von Be-
willigungen gemäss dem Kriegsmaterial- und
Dual-Use-Gütergesetz. Beide Räte bedauern
die Katastrophe – lehnen jedoch die Mittel ab,
um ihr ein Ende zu setzen. Und von der Aner-
kennung des Staates Palästina wollen sie eben-
falls nichts wissen.

Ignazio Cassis verkörpert als Aussenminister
diese institutionalisierte Heuchelei. Zwar ruft

er unermüdlich zur Einhaltung des Völkerrechts
auf, weigert sich aber, durch die Verhängung
von Sanktionen Worten Taten folgen zu lassen.
Aus dieser Haltung wird die wohl bekannte
Schweizer «Neutralität» zur Komplizenschaft:
Wer ein Auge zudrückt und zuschaut, wenn eine
Bevölkerung massakriert wird, macht sich mit-
schuldig. Die Schweiz feiert sich gerne als Hü-
terin der Genfer Konventionen. Doch indem
sie es unterlässt, die im Völkerrecht vorgesehe-
nen Sanktionen anzuwenden, verrät sie ihre ei-
gene Tradition.

Angesichts dieser Untätigkeit geht die Be-
völkerung auf die Strasse. In Genf, Lausanne
und Bern fordern Tausende Menschen Mass-
nahmen gegen Israel. Diese Demonstrationen
werden häufig eingeschränkt, verboten oder
kriminalisiert. Dennoch bringen sie eine klare

Forderung zum Ausdruck: Die Schweiz darf
nicht länger wegschauen. Der Genfer Gegen-
gipfel Burning Bridges, an dem auch die GSoA
teilnahm, zeigt ebenfalls, dass ein anderer Ansatz
möglich ist. Dort, wo Regierungen Mauern des
Schweigens errichten, bauen Aktivist*innen,
Forschende und Kunstschaffende Brücken der
Solidarität und des Widerstands. Sie verkörpern
ein anderes Gesicht der Schweiz – engagiert,
mutig und solidarisch. Ein Vorbild, von dem
sich unsere Regierung inspirieren lassen sollte.

Bundesrat und Parlament müssen endlich
aus ihrer Lethargie erwachen. Das bedeutet un-
ter anderem, jegliche militärische Zusammen-
arbeit mit Israel auszusetzen – insbesondere
durch die vollständige Auflösung der Verträge
mit Elbit Systems, dem berüchtigten israelischen
Rüstungskonzern, von dem die Schweiz noch
immer die Lieferung ihrer Drohnen erwartet.
Diese Massnahmen sind das absolute Minimum
für ein Land, das sich zum Völkerrecht bekennt.
Untätigkeit hingegen sendet eine klare Bot-
schaft: Machtverhältnisse wiegen schwerer als
Recht.

Jeder Tag des Nichtstuns verlängert das Ver-
brechen; jede ablehnende Parlamentsabstim-

Zwei Jahre nach dem Hamas-Massaker ist Gaza ein Trümmerhaufen: Massive Bombar-
dierungen, ständige Ver treibungen, Blockade, unvorstellbare Lebensbedingungen.
Internatio nale Institutionen schlagen Alarm, NGOs beschreiben das Ausmass der Kata-
strophe – und was tut die Schweiz? Sie schaut zu, zögert, handelt nicht. Es ist an der
Zeit, die Verantwortlichen klar beim Namen zu nennen: Den Bundesrat, aber auch das
Parlament, dessen jüngste Entscheidungen eine erschütternde Passivität of fenbaren.
PAULINE SCHNEIDER

BUCHREZENSION 

mung bedeutet eine stillschweigende Zustim-
mung zum Völkermord. Neutralität darf kein
Vorwand sein, um wegzusehen. Die Schweiz
muss sich entscheiden – für die Menschenrechte
und für die Gerechtigkeit. Denn ohne Gerech-
tigkeit wird es keinen Frieden geben.

Die Geschichte wird die Untätigkeit und
die Komplizenschaft der Schweiz verurteilen.
Jetzt ist der Moment zu handeln, auch wenn es
bereits zu spät scheint. Die Proteste und Gras-
wurzelbewegungen sind eindeutig: Die Schwei-
zer Bevölkerung steht nicht hinter der Politik
von Bundesrat und Parlament. Die institutio-
nelle Politik muss endlich zuhören.

Hinweis: Dieser Artikel wurde vor der Waf-
fenruhe vom 10. Oktober verfasst. Ob die Waf-
fenruhe bis zur Veröffentlichung der GSoA-
Zitig hält, ist unklar.

«Brutale Nachbarn» VON JOSÉ BRUNNER

Wie Emotionen den Nahostkonflikt antreiben – und entschär fen können. 
EINE BUCHREZENSION VON NOËMI HOLTZ

Keine der unzähligen Lösungsversuche in Westasien gelangen. Der Frage «weshalb» geht
José Brunner in seinem Buch «Brutale Nachbarn» nach.  Es wird verständlich, warum
diese nicht gelingen konnten und welche emotionalen Grundlagen nötig sind, damit
eine Perspektive entstehen kann.

Die notwendige Voraussetzung für Verständigung ist, den anderen wahrzunehmen.
Das ist momentan auf Grund von – auch politisch aufgeheizten – Gefühlen auf beiden
Seiten nicht gegeben. Das gilt sowohl für die Hamas-Ideologie wie auch für die – zur
Zeit des Schreibens des Buches 2024 – in Israels Regierung dominierenden Kräfte.
«From the river to the sea» – der andere soll am besten vom Erdboden verschwinden.

José Brunner beleuchtet sowohl die Geschichte der Palästinenser*innen wie auch die
der jüdischen Einwanderer*innen Palästinas. Er fokussiert behutsam auf die zu Grunde
liegenden Gefühle beider Seiten: existentielle Angst, Demütigung, Wut, Rache, Hass,
Scham, Schuld, Überlebensschuld.

Dazu zwei Beispiele:
Das erste Kapitel, mit der Überschrift «die ‘überflüssigen’ Menschen von Gaza»,

beginnt mit Hannah Arendts Erfahrung des Staatenlos-Seins. Was es heisst, keine
Rechte zu haben, wie existentiell das Recht auf Rechte ist, wie existentiell verunsichernd
es ist, wenn diese fehlen. Hannah Arendt lebte dreizehn Jahre staatenlos.  

Die meisten Menschen in Gaza und auch die palästinensischen Geflüchteten in den
um liegenden arabischen Ländern sind seit über 75 Jahren in diesem Zustand. Diese
Entwer tung, diese Demütigung prägt ihr Erleben seit Generationen, es ist eine kontinuierliche
Nakba: Eine existentielle Angst, rational begründet und eingeprägt in die Seelen.

Auch bei den jüdischen Einwanderer*innen  gibt es diese Erfahrung des andauernd
Verfolgtseins: Die sich wiederholenden Pogrome in Russland, in der Ukraine, der jahr-
hundertealte Antisemitismus im übrigen Europa, die Shoa, die Pogrome in den arabischen
Ländern unter dem Einfluss der Nazis und dann die andauernden Kriege seit der Staats-
gründung, mit der Kulmination in den Gräueltaten der Hamas ab dem 7. Oktober 2023.

Zentral ist nach José Brunner aber, wie damit umgegangen wird. Das erklärt er mit
einer Fabel des marxistisch-jüdischen  Publizisten Isak Deutscher:

«Einst sprang ein Mann aus dem obersten Stockwerk eines brennenden Hauses, in
dem bereits viele seiner Familienmitglieder umgekommen waren. Es gelang ihm, sein
Leben zu retten, beim Aufprall auf den Boden stiess er jedoch in eine dort stehende
Person und brach ihr Beine und Arme. Der springende Mann hatte keine Wahl. Für den

Mann mit den gebrochenen Gliedern war er aber
die Ursache des Unglücks. Hätten sich beide ver-
nünftig verhalten… (S.149)»

Aber: Sie verhielten sich bei fast jeder historischen
Gelegenheit kontraproduktiv, wurden von Opfer- oder
Rachegefühlen getrieben, handelten nicht rational. 

Immer wieder betont José Brunner das Machtge-
fälle, das bei allen Ähnlichkeiten zentral mitgedacht
werden muss.

José Brunner differenziert den heute so oft ge-
brauchten, aber im politischen Kontext kaum ver-
standenen Begriff «Trauma». Er beschreibt die verschiedenen Ausprägungen, je nach Er-
eignis, der Vorgeschichte der Betroffenen und den Möglichkeiten, sich wieder sicher zu
fühlen. 

Einfühlsam erklärt er die verschiedenen Gefühle und den andauernden traumatischen
Stress. Während in Israel Strukturen bestehen, wie Traumatisierten zumindest ein
bisschen geholfen werden kann, ist das in den besetzten palästinensischen Gebieten
nicht möglich, weil es kaum mehr sichere Orte gibt. Weil Psychotherapeut*innen getötet
wurden und/oder weitgehend selbst schwer traumatisiert sind. 

Auf beiden Seiten entstand eine Opferkultur, die politisch geschürt und missbraucht
wird.

Brunner sagt, was jetzt ansteht:  Verordnete «Lösungen» scheiterten, Anwar el Sadat
wurde erschossen, Jitzchak Rabin wurde erschossen. Frieden von oben herab ist im
emotional aufgeheizten Klima chancenlos. 

Es braucht Raum zum Trauern, Raum für das gemeinsame Trauern. Damit kann die
Einsicht wachsen, dass beide Seiten Opfer und Täter*in sind. 

So kann auch die Verantwortung für das eigene Handeln wachsen und damit die Wahr-
nehmung des anderen. Erst wenn das von unten hinauf, also von den Zivilgesellschaften
geleistet wird, kann ein Miteinander entstehen. Am Beispiel der Verhandelnden der Oslo
Verträge zeigt Brunner im Kleinen, wie das damals gelingen konnte.

José Brunner bietet keine schnellen Lösungen an. Gerade deshalb sind die Lektüre
und die breite Diskussion seiner Anregungen wärmstens zu empfehlen. 

Das grösste Risiko dabei ist, dass neben dem Verständnis dieser chronisch umkämpften
Region auch etwas für den politischen Dialog in der Schweiz angeregt wird. 
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DIE LETZTE 

GREGOR, 
das glückliche Gewehr

Zurück zum Zwang?

Im Koalitionsvertrag der SPD- und CDU-
Regierung ist das sogenannte «Schwedische Mo-
dell» vorgesehen. Das heisst, es werden alle Bür-
ger*innen mit 18 Jahren umfangreich zu Moti-
vation, Eignung etc. befragt und ein benötigtes
Kontingent wird zum Dienst aufgeboten. Da die
SPD noch so etwas wie eine antimilitaristische
Ader hat, schlug Boris Pistorius (SPD), Vorsteher
des Verteidigungsministeriums, eine abge-
schwächte Variante vor – ganz zum Ärger der
CDU. Alle volljährigen Männer müssen einen
entsprechenden Fragebogen wie in Schweden
ausfüllen und werden je nach Angaben zur Mus-
terung (Rekrutierung) aufgeboten. Der Wehr-
dienst selbst untersteht nach wie vor der Frei-
willigkeit, jedoch erhofft man sich dadurch eine
regere Teilnahme.

BUNDESWEHR IN DER KRISE
Natürlich ging die Diskussion und der Wille

vieler Politiker*innen, die Wehrpflicht wieder

vollumfänglich einzuführen, nicht an den Deut-
schen vorbei und es läuft derzeit eine Debatte
diesbezüglich. Eine Umfrage aus dem Juni 2025
zeigt: «Nur» jede*r Dritte würde Wehrdienst
leisten. Dies rief in militaristischen und konser-
vativen Kreisen den Vorwurf der mangelnden
Kampfbereitschaft hervor. Dieselbe Leier, wie
sie hierzulande angebracht wird, wenn Dienst-
pflichtige in den Zivildienst wechseln. In NATO-
Deutschland sind die Perspektiven jedoch noch
verschärfter. Kann man es jungen Menschen,
die ohnehin eine Welt voller Krisen erben, wirk-
lich verübeln, dass sie nicht bereit sind, potentiell
in den Krieg zu ziehen? Ist es wirklich so absurd,
dass man nicht sein Leben riskieren will, weil
die internationale Politik friedliche Lösungen
nicht hinbekommt?

Kommt hinzu, dass die Bundeswehr in einem
desolaten Zustand ist. Sehr viel Bürokratie, in-
kompetentes Personal, lähmendes Outsourcing
des Know-Hows und miese Arbeitsbedingungen

prägen die deutsche Armee. Es wäre höchst ge-
wagt, zu behaupten, dass eine Wehrpflicht diese
Probleme lösen würde – ganz im Gegenteil.
Selbst hierzulande sagen Militärexperten, dass
die Schweiz mit ihrer Milizarmee bei einer
NATO-Kooperation eher im Weg stehen würde.
Warum genau sollte dies bei gezwungenen Bür-
ger*innen in Deutschland anders sein?

Deutschland beschloss bereits 100 Milliarden
Euro zusätzlich für die Bundeswehr aufzuwen-
den. Auch hier ist wieder eine Parallele zur
Schweiz erkennbar: Mit Geld alleine ist noch

keine Modernisierung umgesetzt. Dasselbe gilt
für Personal: Ein Massenheer alleine bedeutet
noch keine Qualität für Streitkräfte – aber eine
organisatorische Herkulesaufgabe für die ma-
rode Bundeswehr. Ein Beschluss der Wieder-
einführung der Wehrpflicht wäre nichts anderes
als ein massiver Beitrag zur fortschreitenden
Aufrüstung und Militarisierung der Gesellschaft
– und damit kein Beitrag zur Sicherheit. 

Redaktionsschluss war Ende September. Die Diskus-
sionen in Deutschland sind fortlaufend. 

Seit 2011 gibt es in Deutschland keine Wehrpflicht mehr. Mit dem bis heute andauernden
russischen Angriffskrieg auf die Ukraine wurden Stimmen nach einer Wiedereinführung
wieder lauter. Doch was würde dies bringen? JONAS HEEB

Name

Vorname

Strasse/Nr.

PLZ/Ort

Tel.

E-Mail

Anzahl      Bezeichnung                                      Frau / Mann    Grösse                                 Einzelpreis     Total

                 Atomwaffenverbots-Initiative-Merch:

                      Tasche

                      Sticker

                      Stifte                                                                                          

                 Peace-Button                                                                                                             Fr.   1.–

                 T-Shirt Waffenvernichtungsmasse     ❍F  ❍M       S   M    L   XL           Fr. 28.–

                 Pullover «If war is the answer...»        ❍F  ❍M       S   M    L   XL           Fr. 35.–

                 T-Shirt «Gregor»                                 ❍F  ❍M       S   M    L   XL           Fr. 28.–

                 «Gregor»-Feuerzeug                                                                                                   Fr.   2.–

                 GSoA-Sackmesser                                                                                                     Fr. 25.–

                 Friedensfahne                               PACE PEACE   Shalom-Salaam          Fr. 12.–     

                 Stickers                                                                                                                  kostenlos

                 Sticker Antimilitaristisches Manifest  10 Stck.                                                           Fr.   2.–     

                 Jasskarten                                          de Set       fr Set                                    Fr.   5.–

                 Jubiläums-T-Shirts 40-Jahre GSoA:

                 Stop the Army                                   unisex            S   M     L    XL          Fr. 20.–

                 Defend Earth, End War                      unisex            S   M     L    XL          Fr. 20.–

                 Defund Military, Cultivate Peace        unisex            S   M     L    XL          Fr. 20.–

Versandkostenanteil                                                                                                   Fr.   5.–

Ich werde GSoA-Mitglied          Verdienende Fr. 100.–          Nichtverdienende Fr. 50.–

Spende                                  Fr. _________    Fr. 50.–         Fr. 20.–      Fr. 10.–

Ich will aktiv mitmachen:  Kontaktiert mich  

Rechnungsbetrag

Bestelltalon GSoA-Material 

Bestellung an: 
GSoA, Postfach 9339, 3001 Bern, www.gsoa.ch/shop

Für eine Zukunft in Frieden – jetzt Legate-Broschüre bestellen!

Du möchtest Werte weitergeben, für die du ein Leben lang eingestanden bist? Mit einem
Testament kannst du Ordnung und Klarheit über deinen Nachlass schaffen. Eine Mög-
lichkeit, um über dein Leben hinaus zu einer friedlicheren und gerechteren Welt beizu-
tragen, besteht darin, die GSoA in deinem Testament zu begünstigen. Legate und Erb-
schaften bedeuten für die GSoA einen wesentlichen Beitrag für unsere tägliche Arbeit.
Gerne senden wir dir eine Legatebroschüre postalisch zu oder verweisen auf unsere
Website (gsoa.ch/spenden). Auch für eine persönliche Beratung stehen wir selbstver-
ständlich zur Verfuügung (gsoa@gsoa.ch).

WEHRPFLICHT IN DEUTSCHLAND


